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Aufgrund des § 235 Abs. 1 Satz 2 des
Baugesetzbuches in der Fassung vom 
23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 22. Juli
2011 (BGBl. I S. 1509), in Verbindung mit
§ 171 Abs. 1 Satz 1 in der bis zum 
30. April 1993 geltenden Fassung des
Baugesetzbuches verordnet die Landesre-
gierung:

Artikel 1

Die Verordnung über die förmliche
Festlegung eines städtebaulichen Entwick-
lungsbereiches in der Stadt Friedrichsdorf
vom 23. September 1974 (GVBl. I S. 460)
wird aufgehoben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.
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*) Hebt auf FFN 362-35

Verordnung
zur Aufhebung der Verordnung über die förmliche Festlegung 

eines städtebaulichen Entwicklungsbereiches
in der Stadt Friedrichsdorf*)

Vom 19. Dezember 2012

Wiesbaden, den 19. Dezember 2012

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r

B o u f f i e r f ü r  W i r t s c h a f t ,  Ve r k e h r  u n d  
L a n d e s e n t w i c k l u n g

R e n t s c h

GVBl. 2013 Nr. 1.qxp:-GVBl. I Standbogen  04.01.2013  10:25 Uhr  Seite 2



Nr. 1 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen – 11. Januar 2013 3

Aufgrund des § 49 Abs. 3 des Bundes-
besoldungsgesetzes in der Fassung vom
6. August 2002 (BGBl. I S. 3022) in der am
31. August 2006 geltenden Fassung in
Verbindung mit § 5 Abs. 2 der Delegati-
onsverordnung vom 12. Dezember 2007
(GVBl. I S. 859), geändert durch Gesetz
vom 28. März 2012 (GVBl. S. 50), verord-
net der Minister der Justiz, für Integration
und Europa im Einvernehmen mit dem
Minister des Innern und für Sport:

Artikel 1

Die Verordnung zur Abgeltung der Bü-
rokosten der Gerichtsvollzieherinnen und
Gerichtsvollzieher vom 2. September
1998 (GVBl. I S. 383), zuletzt geändert

durch Verordnung vom 11. November
2011 (GVBl. I S. 732), wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 2 Satz 2 wird die Angabe „2011“
durch „2012“ und die Angabe „47,1“
durch „46,7“ ersetzt.

2. In § 3 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe
„2011 18 300“ durch „2012 18 400“ er-
setzt.

3. In § 7 Satz 2 wird die Angabe „2013“
durch „2018“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung
vom 1. Januar 2012 in Kraft.

*) Ändert FFN 323-123

Wiesbaden, den 13. Dezember 2012

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
d e r  J u s t i z ,  f ü r  I n t e g r a t i o n  u n d  E u r o p a  

H a h n

Fünfzehnte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur Abgeltung der Bürokosten

der Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher*)

Vom 13. Dezember 2012
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Aufgrund des § 69 Nr. 6 des Hessi-
schen Brand- und Katastrophenschutzge-
setzes in der Fassung vom 3. Dezember
2010 (GVBl. I S. 502) verordnet der Minis-
ter des Innern und für Sport:

§ 1

Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für die An-
gehörigen der öffentlichen Feuerwehren,
der Landesfeuerwehrschule und der
Brandschutzaufsicht.

(2) Die §§ 9 und 10 gelten für die ne-
ben- und hauptberuflichen Angehörigen
von Werkfeuerwehren.

§ 2

Dienstkleidung

In Ausübung dienstlicher Tätigkeiten
außerhalb des Einsatz- und Übungsdiens-
tes tragen die Angehörigen der öffentli-
chen Feuerwehren

1. Dienstkleidung nach Anlage 2 (Uni-
form) oder

2. Feuerwehrjacke und -hose nach Anla-
ge 1 in Verbindung mit der Feuer-
wehrschirmmütze nach Anlage 2.

§ 3

Schutzkleidung

(1) Feuerwehreinsatzkräfte im Einsatz-
und Übungsdienst müssen als Schutzklei-
dung mindestens Feuerwehrjacke, Feuer-
wehrhose, Feuerwehrhelm, Schutzhand-
schuhe und Feuerwehrschutzschuhwerk
nach Anlage 1 Buchst. a Nr. 1.1, 1.2, 2.1,
3.1 und 4 (Mindestausrüstung der persön-
lichen Schutzausrüstung) tragen.

(2) Im unmittelbaren Gefahrenbereich
einer Flammen- und Hitzeeinwirkung,
insbesondere bei der Brandbekämpfung
im Innenangriff, müssen als Schutzklei-
dung zusätzlich mindestens Feuerwehr-
überjacke, Feuerwehrüberhose, und Feu-
erschutzhaube nach Anlage 1 Buchst. a
Nr. 1.4, 1.5, 2.2  sowie statt Schutzhand-
schuhen nach Anlage 1 Buchst. a Nr. 3.1
Feuerwehrschutzhandschuhe nach Anla-
ge 1 Buchst. a Nr. 3.2 getragen werden.

(3) Feuerwehreinsatzkräfte im Einsatz-
und Übungsdienst im öffentlichen Ver-
kehrsraum müssen zusätzlich Warnklei-
dung nach Anlage 1 Buchst. a Nr. 1.6 tra-
gen  oder eine mit tages- und nachtauffäl-
ligen Warnstreifen versehene Feuerwehr-
überjacke, die den Vorgaben nach Anla-
ge 1 Buchst. a Nr. 1.6 entspricht.

(4) Feuerwehreinsatzkräfte im Einsatz-
und Übungsdienst sollen bei Nässe 
eine Wetterschutzjacke nach Anlage 1 
Buchst. a Nr. 1.3 oder eine Feuerwehr-
überjacke nach Anlage 1 Buchst. a Nr. 1.4
tragen.

(5) Die Angehörigen der Jugendfeuer-
wehren tragen Schutzkleidung nach An-
lage 1 Buchst. b.

§ 4

Verleihung von Dienstgraden und 
Übertragung von Funktionen in 

Freiwilligen Feuerwehren

(1) Angehörigen der Einsatzabteilun-
gen der Freiwilligen Feuerwehren kann
ein Dienstgrad nach Anlage 3 Buchst. a
verliehen und eine Funktion nach Anla-
ge 5 Buchst. a übertragen werden, wenn
sie die Voraussetzungen für eine Verlei-
hung nach Anlage 3 Buchst. c erfüllen
und für die Übertragung der vorgesehe-
nen Funktion persönlich geeignet sind. 
§ 7 Abs. 7 Satz 1 und 2 der Feuerwehr-Or-
ganisationsverordnung vom 10. Oktober
2008 (GVBI. I S. 896) in der jeweils gel-
tenden Fassung bleibt unberührt.

(2) Der Gemeindevorstand verleiht der
Leiterin oder dem Leiter der Feuerwehr
den Dienstgrad und diese oder dieser die
übrigen Dienstgrade jeweils nach den
Richtwerten der Anlage 3 Buchst. b. Die
Verleihung höherer Dienstgrade an Füh-
rungskräfte ist zulässig, wenn sie die Vo-
raussetzungen für eine Verleihung nach
Anlage 3 Buchst. c erfüllen.

(3) Die Verleihung des Dienstgrades
Brandmeisterin oder Brandmeister oder
eines höheren Dienstgrades sowie die
Übertragung der in § 12 Abs. 1 und 4 des
Hessischen Brand- und Katastrophen-
schutzgesetzes in der jeweils geltenden
Fassung genannten Leitungsfunktionen,
hat im Benehmen mit der Kreisbrandin-
spektorin oder dem Kreisbrandinspektor
zu erfolgen. Dies gilt nicht für kreisfreie
Städte sowie Städte mit mehr als 50 000
Einwohnerinnen und Einwohnern.

(4) Ein Rechtsanspruch auf die Über-
tragung einer Funktion und die Verlei-
hung eines Dienstgrades besteht nicht.

§ 5

Dienstgrad- und Funktionsabzeichen 
für Angehörige der 

Freiwilligen Feuerwehren

Angehörige der Freiwilligen Feuer-
wehren können Dienstgradabzeichen
nach Anlage 3 Buchst. a und Funktions-
abzeichen nach Anlage 5 Buchst. a tra-
gen.*) FFN 312-24

Hessische Verordnung 
über Dienst- und Schutzkleidung, Dienstgrade, Funktionen, 

Kennzeichnungen und Voraussetzungen für die Erlangung der Dienstgrade 
und Funktionen der Angehörigen der öffentlichen Feuerwehren 

(Hessische Feuerwehrbekleidungs- und Dienstgradverordnung – HFDV)*)

Vom 19. Dezember 2012

Anlage 2

Anlage 1

Anlage 3

Anlage 5
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§ 6

Dienstgradabzeichen für Beamtinnen 
und Beamte des 

feuerwehrtechnischen Dienstes

Beamtinnen und Beamte des feuer-
wehrtechnischen Dienstes im Einsatz-
dienst der Berufsfeuerwehren, an der
Landesfeuerwehrschule und bei den
Brandschutzaufsichtsbehörden sowie die
hauptamtlich tätigen Beamtinnen und Be-
amte im Einsatzdienst der Freiwilligen
Feuerwehren tragen Dienstgradabzei-
chen nach Anlage 4.

§ 7

Funktionsabzeichen für Feuerwehr-
musikerinnen und Feuerwehrmusiker

Feuerwehrmusikerinnen und Feuer-
wehrmusikern dürfen Funktionsabzei-
chen nach der Richtlinie des Landesfeuer-
wehrverbandes Hessen e. V. über Funkti-
onsabzeichen für Feuerwehrmusiker in
den Freiwilligen Feuerwehren in Hessen
vom 13. März 1991 (Landesfeuerwehrver-
band e. V. – Informationen Nr. 3/91) tra-
gen.

§ 8

Trageweise der Dienstgrad- und 
Funktionsabzeichen

(1) Kreisbrandinspektorinnen und
Kreisbrandinspektoren, deren Stellvertre-
terinnen und Stellvertreter sowie Kreis-
brandmeisterinnen und Kreisbrandmeis-
ter nach § 13 Abs. 1 des Hessischen
Brand- und Katastrophenschutzgesetzes
in der jeweils geltenden Fassung tragen
ausschließlich Funktionsabzeichen nach
Anlage 5 Buchst. a. Gleiches gilt für
Stadtbrandinspektorinnen und Stadt-
brandinspektoren in Städten mit Berufs-
feuerwehren sowie deren Stellvertrete-
rinnen und Stellvertreter. 

(2) Beamtinnen und Beamte des feuer-
wehrtechnischen Dienstes tragen aus-
schließlich Dienstgradabzeichen nach An-
lage 4, soweit keine Funktion nach Abs. 1
wahrgenommen wird.

(3) Die Leiterinnen und Leiter der Feu-
erwehren sowie deren Stellvertreterinnen
und Stellvertreter in Städten mit mehr als
50 000 Einwohnerinnen und Einwohnern
ohne Berufsfeuerwehr tragen Dienstgrad-
abzeichen nach Anlage 4, wenn sie Be-
amtinnen und Beamte des Einsatzdiens-
tes der Berufsfeuerwehren im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 der Feuerwehrlaufbahnverord-
nung vom 21. Dezember 1994 (GVBI. I 
S. 823, 1995 I S. 84), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 5. März 2009 (GVBI. I
S. 95), in der jeweils geltenden Fassung
sind. Ansonsten tragen sie Funktionsab-
zeichen nach Anlage 5 Buchst. a.

(4) Führungskräfte der Freiwilligen
Feuerwehren (Stadtbrandinspektorinnen
und Stadtbrandinspektoren in Städten mit
bis zu 50 000 Einwohnerinnen und Ein-
wohnern, Gemeindebrandinspektorinnen
und Gemeindebrandinspektoren, Wehr-
führerinnen und Wehrführer sowie deren

Vertreterinnen und Vertreter) tragen zu-
sätzlich zu den Dienstgradabzeichen ein
Funktionsabzeichen nach Anlage 5
Buchst. a.

(5) Jugendfeuerwehrwartinnen und
Jugendfeuerwehrwarte, Gemeindejugend-
feuerwehrwartinnen und Gemeindeju-
gendfeuerwehrwarte, Stadtjugendfeuer-
wehrwartinnen und Stadtjugendfeuer-
wehrwarte sowie deren Stellvertreterin-
nen und Stellvertreter tragen zusätzlich
zu den Dienstgradabzeichen ein Funkti-
onsabzeichen nach Anlage 5 Buchst. a.
Stadtjugendfeuerwehrwartinnen und
Stadtjugendfeuerwehrwarte in kreisfreien
Städten, Kreisjugendfeuerwehrwartinnen
und Kreisjugendfeuerwehrwarte sowie
deren Stellvertreter tragen ausschließlich
Funktionsabzeichen nach Anlage 5
Buchst. a. Kreisjugendfeuerwehrwartin-
nen und Kreisjugendfeuerwehrwarte, die
zusätzlich zum Kreisbrandmeister oder
Kreisbrandmeisterin ernannt sind, tragen
zusätzlich Funktionsabzeichen nach An-
lage 5 Buchst. a.

(6) Die Dienstgradabzeichen und
Funktionsabzeichen sind 11 Zentimeter
oberhalb der Ärmelunterkante des linken
Ärmels zu tragen. Sind Funktionsabzei-
chen gemeinsam mit Dienstgradabzei-
chen zu tragen, sind diese 0,5 Zentimeter
oberhalb des Dienstgradabzeichens zu
tragen.

(7) Dienstgradabzeichen und Funkti-
onsabzeichen dürfen an Diensthemd, 
-bluse, -pullover und -strickjacke als
Schulterklappen oder Aufsteckschlaufen
nach Anlage 2 Buchst. d getragen wer-
den.

(8) Funktionsabzeichen dürfen nur
während der Dauer der Übertragung der
Funktion getragen werden.

§ 9

Kennzeichnungen am Feuerwehrhelm

Führungskräfte, Atemschutzgeräteträ-
gerinnen und Atemschutzgeräteträger so-
wie Sanitäterinnen und Sanitäter haben
Feuerwehrhelme mit Kennzeichnungen
nach Anlage 6 Buchst. a zu tragen.

§ 10

Kennzeichnungen durch Koller 
oder Westen

Die Ausübung von Führungs- und
Sonderfunktionen ist durch das Tragen
der Koller oder Westen nach Anlage 6
Buchst. b zu kennzeichnen.

§ 11

Voraussetzungen für die Berufung 
in Leitungsfunktionen bei 
Freiwilligen Feuerwehren

(1) Leitungsfunktionen bei Freiwilligen
Feuerwehren können Personen übertra-
gen werden, die die Pflichtlehrgänge
nach Anlage 5 Buchst. b bestanden ha-
ben. Die Aufsichtsbehörde kann im Ein-
zelfall nach § 12 Abs. 2 Satz 3 des Hessi-

Anlage 4

Anlage 6
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schen Brand- und Katastrophenschutzge-
setzes in der jeweils geltenden Fassung
Ausnahmeregelungen hinsichtlich der in
Anlage 5 Buchst. b mit Fußnoten gekenn-
zeichneten Pflichtlehrgänge zulassen. Die
Teilnahme an Bedarfslehrgängen nach
Anlage 5 Buchst. b ist von der Stärke und
technischen Ausstattung der jeweiligen
Feuerwehr abhängig. Eine Teilnahme ist
dann erforderlich, wenn die in den Be-
darfslehrgängen vermittelten Kenntnisse
aufgrund der spezifischen Aufgabenstel-
lung, Ausrüstung und einsatztaktischen
Erfordernisse zur Aufgabenerfüllung in
der entsprechenden Funktion benötigt
werden.

(2) Eine funktionsbezogene Fortbil-
dung auf Kreis-, Landes- oder Bundes-
ebene ist in regelmäßigen Abständen von
längstens sechs Jahren, für Funktionsträ-
ger mindestens einmal pro Wahlperiode,
erforderlich.

§ 12

Übergangsvorschriften

(1) Die am 31. Dezember 2012

1. vorhandene Feuerwehrbekleidung
kann,

2. vorhandenen Koller und Westen zur
Kennzeichnung von Führungs- und
Sonderfunktionen dürfen 

bis zu deren Verschleiß weiter getragen
werden.

(2) Führungskräfte sowie deren Stell-
vertreterinnen und Stellvertreter, die am
31. Dezember 2012 ihr Amt ausüben ohne
die nach § 11 erforderlichen Lehrgänge
bestanden zu haben, müssen die Erfül-
lung der Anforderungen nach § 11 spä-
testens bis zum 31. Dezember 2014 den
Aufsichtsbehörden nachweisen. Abwei-
chend von Satz 1 bestimmt die Aufsichts-
behörde einen früheren Zeitpunkt, für

1. Wehrführerinnen, Wehrführer, Ge-
meindebrandinspektorinnen, Gemein-
debrandinspektoren, Stadtbrandin-
spektorinnen und Stadtbrandinspekto-
ren, die den Gruppenführerlehrgang,

2. Gemeindebrandinspektorinnen, Ge-
meindebrandinspektoren, Stadtbrand-
inspektorinnen und Stadtbrandinspek-
toren, die den Zugführerlehrgang

nach § 11 noch nicht bestanden haben.

§ 13

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar
2013 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2017 außer Kraft.

Wiesbaden, den 19. Dezember 2012

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

R h e i n
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Aufgrund des § 5 Abs. 1 Nr. 11 Satz 7
des Finanzverwaltungsgesetzes in der
Fassung vom 4. April 2006 (BGBl. I S. 846,
1202), zuletzt geändert durch Gesetz vom
8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1768), in
Verbindung mit § 6 Nr. 2 der Delegations-
verordnung vom 12. Dezember 2007
(GVBl. I S. 859), geändert durch Gesetz
vom 28. März 2012 (GVBl. S. 50), verord-
net der Minister der Finanzen:

Artikel 1

Die Hessische Landesfamilienkassen-
verordnung vom 21. Juni 2011 (GVBl. I 
S. 327) wird wie folgt geändert:

1. § 3 wird aufgehoben.

2. Der bisherige § 4 wird § 3 und Satz 2
wird aufgehoben.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

*) Ändert FFN 320-192

Wiesbaden, den 17. Dezember 2012

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
d e r  F i n a n z e n  

D r.  S c h ä f e r

Verordnung
zur Änderung der Hessischen Landesfamilienkassenverordnung*)

Vom 17. Dezember 2012
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Aufgrund des § 7 Abs. 2 und 3 des Ge-
setzes zum Staatsvertrag über die Errich-
tung einer gemeinsamen Einrichtung für
Hochschulzulassung vom 15. Dezember
2009 (GVBl. I S. 705), geändert durch Ge-
setz vom 21. November 2011 (GVBl. I 
S. 679), verordnet die Ministerin für Wis-
senschaft und Kunst:

Artikel 1

Anlage 1 der Vergabeverordnung Hes-
sen vom 22. Juni 2011 (GVBl. I S. 329) er-
hält folgende Fassung:

„Anlage 1

Dialogorientiertes Serviceverfahren der
Stiftung für Hochschulzulassung

(zu § 1 Abs. 4)

(1) Bei der Vergabe von Studienplät-
zen kann die Hochschule gegen Erstat-
tung der entstehenden Kosten die von der
Stiftung angebotenen Dienstleistungen
nach § 1 Abs. 4 in Verbindung mit § 4
Abs. 9 des Gesetzes zum Staatsvertrag
über die Errichtung einer gemeinsamen
Einrichtung für Hochschulzulassung vom
15. Dezember 2009 (GVBl. I S. 705), geän-
dert durch Gesetz vom 21. November
2011 (GVBl. I S. 679), in Anspruch neh-
men. Die Hochschule kann insbesondere
an dem Verfahren der Stiftung zum Ab-
gleich von Mehrfachzulassungsmöglich-
keiten (dialogorientiertes Serviceverfah-
ren) teilnehmen sowie die Stiftung damit
beauftragen, im Namen der Hochschule
Zulassungsanträge entgegenzunehmen
und zu prüfen sowie Zulassungs- und Ab-
lehnungsbescheide zu erstellen und zu
versenden. Die Hochschule und die Stif-
tung übermitteln sich gegenseitig die für
das Serviceverfahren erforderlichen per-
sonenbezogenen Daten der Bewerberin-
nen und Bewerber um einen Studienplatz
an der Hochschule. Das dialogorientierte
Serviceverfahren besteht aus zwei Koor-
dinierungsphasen und der Clearingphase.
Soweit die Hochschule mit der Vergabe
von Studienplätzen in zulassungsbe-
schränkten Studiengängen am dialogori-
entierten Serviceverfahren der Stiftung
teilnimmt, erfolgt die Vergabe der Studi-
enplätze nach Maßgabe der Abs. 2 bis 12.

(2) Statusmitteilungen, Zulassungsan-
gebote der Hochschulen sowie Erklärun-
gen der Bewerberinnen und Bewerber er-
folgen ausschließlich über das Webportal
der Stiftung, soweit nichts anderes gere-
gelt ist. Bei der elektronischen Übermitt-
lung haben die Hochschule und die Stif-
tung unter Anwendung von Verschlüssel-
ungsmaßnahmen dem jeweiligen Stand
der Technik entsprechende Maßnahmen

zu treffen, die die Vertraulichkeit und Un-
versehrtheit der Daten gewährleisten. Die
Bewerberinnen und Bewerber werden zu-
sätzlich über den Stand des Zulassungs-
verfahrens durch E-Mail-Schreiben be-
nachrichtigt. Bewerberinnen und Bewer-
ber, die glaubhaft machen, dass ihnen die
Kommunikation über die Webportale der
Hochschule und der Stiftung nicht mög-
lich ist, werden durch die Hochschule und
die Stiftung unterstützt. Fällt das Ende ei-
ner im dialogorientierten Serviceverfah-
ren geltenden Ausschlussfrist auf einen
Sonntag, gesetzlichen Feiertag oder
Sonnabend, so endet die Frist abwei-
chend von § 31 Abs. 3 Satz 1 des Hessi-
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes
(HVwVfG) in der Fassung vom 15. Januar
2010 mit dem Ablauf dieses Tages.

(3) Für die Bewerbung um einen Studi-
enplatz muss sich die Bewerberin oder
der Bewerber über das Webportal der
Stiftung registrieren. Für die Registrie-
rung hat die Bewerberin oder der Bewer-
ber folgende Daten anzugeben: Nachna-
me, Vorname, Geburtsname, Geschlecht,
Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehö-
rigkeit, Postanschrift, Benutzername,
Passwort und eine für die Dauer des Ver-
gabeverfahrens gültige E-Mail-Adresse.
Die Bewerberin oder der Bewerber erhält
ein Benutzerkonto sowie Ordnungsmerk-
male, insbesondere eine Identifikations-
nummer und eine Authentifizierungs-
nummer, die zur Identifizierung im dia-
logorientierten Serviceverfahren gegen-
über der Stiftung und der Hochschule an-
zugeben sind. Für jede Bewerberin und
jeden Bewerber ist im Vergabeverfahren
nur eine Registrierung zulässig. Im Falle
mehrerer Registrierungen einer Bewerbe-
rin oder eines Bewerbers gilt die zeitlich
letzte Registrierung, unter der Zulas-
sungsanträge eingegangen sind; nur über
diese Zulassungsanträge wird entschie-
den.

(4) Für die Teilnahme an den beiden
Koordinierungsphasen können bundes-
weit bis zu zwölf Zulassungsanträge ge-
stellt werden. Der Zulassungsantrag muss
elektronisch über das Webportal der
Hochschule oder, soweit die Hochschule
dies zulässt, über das Webportal der Stif-
tung bis zum Ablauf der in § 3 Abs. 1 
Satz 1 genannten Fristen eingegangen
sein (Ausschlussfristen); das unterschrie-
bene Antragsformular muss bei der Hoch-
schule samt einer Kopie der Hochschulzu-
gangsberechtigung bis zum Ablauf der in
§ 3 Abs. 1 Satz 1 und 2 genannten Fristen
eingegangen sein (Ausschlussfristen); im
Übrigen bleibt § 3 Abs. 7 unberührt. Die
Hochschule übermittelt der Stiftung für
das Sommersemester bis zum 20. Januar
und für das Wintersemester bis zum 
20. Juli alle über das Webportal der Hoch-*) Ändert FFN 70-251

Verordnung
zur Änderung der Vergabeverordnung HessenΚ*)

Vom 27. Dezember 2012
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schule fristgerecht elektronisch eingegan-
genen Zulassungsanträge. Für im Web-
portal der Stiftung als »inaktiv« gekenn-
zeichnete Zulassungsanträge können we-
der Zulassungsangebote noch Zulassun-
gen ergehen. Die Bewerberin oder der
Bewerber kann einen oder mehrere der
bisher als »inaktiv« gekennzeichneten
Zulassungsanträge aktivieren, indem sie
oder er bisher nicht als »inaktiv« gekenn-
zeichnete Zulassungsanträge in entspre-
chender Anzahl für das Sommersemester
bis zum 23. Januar und für das Winterse-
mester bis zum 23. Juli über das Webpor-
tal der Stiftung zurücknimmt (Ausschluss-
fristen). Die Bewerberin oder der Bewer-
ber kann eine Präferenzenfolge der Zu-
lassungsanträge für das Sommersemester
bis zum 18. Februar und für das Winterse-
mester bis zum 18. August über das Web-
portal der Stiftung festlegen (Ausschluss-
fristen). Legt die Bewerberin oder der Be-
werber keine Präferenzenfolge der Zulas -
sungsanträge fest, ergibt sich diese aus
der zeitlichen Reihenfolge des elektroni-
schen Antragseingangs nach Satz 2; dem
zeitlich zuerst elektronisch eingegange-
nen Zulassungsantrag kommt dabei die
höchste Präferenz zu.

(5) In der ersten Koordinierungsphase
für das Sommersemester bis zum 15. Fe-
bruar und für das Wintersemester bis zum
15. August ausgesprochene Zulassungs-
angebote kann die Bewerberin oder der
Bewerber für das Sommersemester bis
zum 18. Februar und für das Winterse-
mester bis zum 18. August über das Web-
portal der Stiftung annehmen (Aus-
schlussfristen). Wer ein Zulassungsange-
bot annimmt, erhält einen Zulassungsbe-
scheid. Mit der Annahme eines Zulas-
sungsangebots gelten die weiteren ge-
stellten Zulassungsanträge als zurückge-
nommen und die Bewerberin oder der Be-
werber scheidet aus diesen Vergabever-
fahren aus. Auf diese Rechtsfolgen ist die
Bewerberin oder der Bewerber hinzuwei-
sen. In der ersten Koordinierungsphase
wieder verfügbare Studienplätze werden
gemäß den Ranglisten der Hochschulen
aufrückenden Bewerberinnen und Be-
werbern angeboten.

(6) In der zweiten Koordinierungspha-
se werden in drei Zulassungsschritten die
Ranglisten der Hochschulen abgeglichen
und ermittelt, ob für die Bewerberin oder
den Bewerber gemäß der nach Abs. 4
Satz 6 und 7 festgelegten Präferenzenfol-
ge eine Zulassungsmöglichkeit besteht.
Unter mehreren Zulassungsmöglichkeiten
bleibt diejenige mit der jeweils höchsten
Präferenz bestehen. Zulassungsanträge in
nachrangiger Präferenz gelten als zurück-
genommen; Abs. 5 Satz 4 gilt entspre-
chend.

(7) Besteht im ersten oder zweiten Zu-
lassungsschritt der zweiten Koordinie-
rungsphase eine Zulassungsmöglichkeit
in der nach Abs. 4 Satz 6 und 7 festgeleg-
ten höchsten Präferenz, erhält die Bewer-
berin oder der Bewerber einen Zulas-
sungsbescheid. Erhält eine Bewerberin
oder ein Bewerber ein Zulassungsangebot

in nachrangiger Präferenz, kann dieses
Zulassungsangebot im ersten Zulassungs-
schritt für das Sommersemester bis zum
21. Februar und für das Wintersemester
bis zum 21. August, im zweiten Zulas-
sungsschritt für das Sommersemester bis
zum 24. Februar und für das Winterse-
mester bis zum 24. August über das Web-
portal der Stiftung angenommen werden
(Ausschlussfristen). Abs. 5 Satz 2 bis 4
gelten entsprechend. Wird das Zulas-
sungsangebot nicht angenommen, bleibt
es im nächs ten Zulassungsschritt beste-
hen, sofern nicht ein Zulassungsangebot
in höherer Präferenz unterbreitet werden
kann.

(8) Besteht im dritten Zulassungsschritt
der zweiten Koordinierungsphase eine
Zulassungsmöglichkeit, wird ein Zulas-
sungsbescheid erteilt. Für alle Zulas-
sungsanträge in höherer Präferenz wer-
den Ablehnungsbescheide erteilt. Erhält
eine Bewerberin oder ein Bewerber keine
Zulassung, wird für jeden Zulassungsan-
trag ein Ablehnungsbescheid erteilt.

(9) Nach Abschluss der zweiten Koor-
dinierungsphase werden noch verfügbare
Studienplätze in der Clearingphase durch
Los vergeben; die Clearingphase kann
aus zwei Clearingverfahren bestehen. An
der Clearingphase können Bewerberin-
nen und Bewerber teilnehmen, die in den
zwei vorangegangenen Koordinierungs-
phasen keine Zulassung erhalten haben;
für bisher noch nicht am dialogorientier-
ten Serviceverfahren teilnehmende Be-
werberinnen und Bewerber ist eine Re-
gistrierung gemäß Abs. 3 erforderlich.
Der Zulassungsantrag muss für die Teil-
nahme an dem ersten Clearingverfahren
für das Sommersemester bis zum 6. März
und für das Wintersemester bis zum 
4. Oktober elektronisch über das Webpor-
tal der Stiftung eingegangen sein (Aus-
schlussfristen). Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1
sowie Abs. 4 Satz 6 und 7 gelten mit der
Maßgabe entsprechend, dass die Festle-
gung der Präferenzenfolge bis zu den in
Satz 3 jeweils genannten Fristen möglich
ist (Ausschlussfristen). Wird eine Bewer-
berin oder ein Bewerber ausgelost, wird
entsprechend der festgelegten Präferen-
zenfolge ermittelt, ob eine Zulassungs-
möglichkeit besteht. Besteht eine Zulas-
sungsmöglichkeit, erhält die Bewerberin
oder der Bewerber einen Zulassungsbe-
scheid. Die Bewerberinnen und Bewerber
werden über den Abschluss des jeweili-
gen Clearingverfahrens informiert; Ab-
lehnungsbescheide werden nicht erteilt.
Ist das Clearingverfahren für einen Studi-
engang beendet und sind noch Studien-
plätze verfügbar oder werden wieder ver-
fügbar, führt die Hochschule ein Losver-
fahren nach § 22 Abs. 1 durch.

(10) Die Bewerberin oder der Bewer-
ber kann Zulassungsangebote oder eine
Zulassung wegen eines Dienstes im Sinne
des § 7 Abs. 1 über das Webportal der
Stiftung zurückstellen lassen. Es wird je-
weils ein Rückstellungsbescheid erteilt,
der die für den Anspruch nach § 7 Abs. 1
erforderliche Zulassung ersetzt. Ein An-
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spruch auf Einschreibung im laufenden
Vergabeverfahren besteht nicht; ein Zu-
lassungsbescheid gilt insoweit als wider-
rufen. Durch Rückstellung wieder verfüg-
bare Studienplätze werden nach dem je-
weiligen Stand der Vergabeverfahren ge-
mäß den Abs. 5 bis 9 vergeben.

(11) Beruht die Zulassung auf falschen
Angaben im Zulassungsantrag, wird sie
unwirksam; auf diese Rechtsfolge ist bei
der Antragstellung und im Zulassungsbe-
scheid hinzuweisen. Satz 1 gilt für Rück-
stellungsbescheide nach Abs. 10 Satz 2
entsprechend.

(12) Werden nach Abschluss der zwei-
ten Koordinierungsphase in den Vergabe-

Wiesbaden, den 27. Dezember 2012

D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n  
f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t

K ü h n e - H ö r m a n n

verfahren bis einschließlich zum Sommer-
semester 2014 in einem Studiengang Stu-
dienplätze wieder verfügbar und liegen
noch form- und fristgerechte Zulassungs-
anträge vor, führt die Hochschule Verga-
beverfahren nach § 22 Abs. 1 Satz 1 ent-
sprechend durch. Abs. 9 Satz 2 Halbsatz 1
findet in den Vergabeverfahren bis ein-
schließlich zum Sommersemester 2014
keine Anwendung.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie gilt erstmals
für das Vergabeverfahren zum Sommer-
semester 2013.
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*) FFN 70-273

Verordnung
über die Festsetzung von Zulassungszahlen an den Hochschulen 

des Landes Hessen im Sommersemester 2013
(Zulassungszahlenverordnung 2013)Κ*)

Vom 27. Dezember 2012

Aufgrund des § 3 Abs. 1 Satz 1 des Ge-
setzes zum Staatsvertrag über die Errich-
tung einer gemeinsamen Einrichtung für
Hochschulzulassung vom 15. Dezember
2009 (GVBl. I S. 705), geändert durch Ge-
setz vom 21. November 2011 (GVBl. I 
S. 679), verordnet die Ministerin für Wis-
senschaft und Kunst:

§ 1

In den nachfolgend aufgeführten Stu-
diengängen werden zur Aufnahme von
Studienanfängerinnen und Studienanfän-
gern in das erste Fachsemester sowie zur
Aufnahme von Studierenden in höhere
Fach semester an den Hochschulen des
Landes Hessen zum Sommersemester
2013 folgende Zulassungszahlen festge-
setzt:

A. Studiengänge mit Abschluss Bachelor, Diplom oder Staatsexamen 
(ohne Lehrämter)

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

1. Hochschule Darmstadt

Allgemeiner Maschinenbau 45 90

Architektur 0 100 0 100 0 100

Betriebswirtschaftslehre 104 104 60 60 60 60

Biotechnologie 0 50 0 50 0 50

Energiewirtschaft 0 70

Informationsrecht 0 30 0 30 0 30

Innenarchitektur 0 45 0 45 0 45

Mechatronik 0 60 0 60 0 60

Online-Journalismus 0 35 0 35 0 35

Soziale Arbeit 0 135 0 135 0 135

Wirtschaftsingenieurwesen 0 60

Wissenschaftsjournalismus 0 15 0 15 0 15

2. Fachhochschule Frankfurt am Main

Allgemeine Pflege 0

Architektur 82 82 82 82

Bauingenieurwesen 82 91 46 91

Betriebswirtschaft 73 73 73 73 73 73 73

Betriebswirtschaft 
(deutscher und französischer Abschluss) 0 8

Bioverfahrenstechnik 0

Business Information Systems –
Wirtschaftsinformatik (international) 0

Energieeffizienz und 
erneuerbare Energien 0
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Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

International Business Administration 44

International Finance 40

Maschinenbau 0

Material und Produktentwicklung 0

Public Management 0

Service Engineering 0

Soziale Arbeit 241 241

Soziale Arbeit Transnational 18

Wirtschaftsingenieurwesen 
(Onlinestudiengang) 0

Wirtschaftsrecht 41 41 41 41 41 41 41

3. Hochschule Fulda

Angewandte Informatik 0

Digitale Medien 0 41 0

Frühkindliche inklusive Bildung
(Onlinestudiengang) 0

Gesundheitsförderung 0

Gesundheitsmanagement 0

Hebammenkunde 0

Internationale Betriebswirtschaftslehre 110 115

Lebensmitteltechnologie 0

Logistikmanagement 0

Oecotrophologie: Ernährung,
Gesundheit, Lebensmittelwirtschaft 0 80 0

Oecotrophologie: Verpflegungs- und 
Versorgungsmanagement 0

Pflege 0

Pflegemanagement 0

Physiotherapie 0

Soziale Arbeit (Onlinestudiengang) 60

Soziale Arbeit (Präsenzstudiengang) 0

Soziale Sicherung, Inclusion, 
Verwaltung (berufsbegleitend) 0

Soziale Sicherung, Inclusion, 
Verwaltung (duales Studium) 0

Sozialinformatik 0

Sozialrecht 0 45 0 45 0 45 0

Sozialwissenschaften
mit dem Schwerpunkt Interkulturelle 
Beziehungen 0 90 0 90 0 90

Wirtschaftsinformatik 0

4. Hochschule Geisenheim

Landschaftsarchitektur 0 50 0 50 0 50

5. Justus-Liebig-Universität Gießen

Agrarwissenschaften 0 150 0 150

Außerschulische Bildung 0 180 0 145

Berufliche und Betriebliche Bildung
(Fachrichtungen Elektrotechnik und 
Metalltechnik) 0 30
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Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

Berufliche und Betriebliche Bildung 
(landwirtschaftliche, hauswirtschaftliche 
und nahrungsgewerbliche 
Fachrichtungen) 0 30

Bewegung und Gesundheit 0 115 0 115

Bildung und Förderung in der Kindheit 0 90 0 90

Biologie 0 145 0 145

Chemie 0 90 0 80

Ernährungswissenschaften 0 115 0 100

Lebensmittelchemie 0 32 0 32

Materialwissenschaft 0 40 0 30

Medizin 172 165 165 165 145 144 144 144 144 144

Ökotrophologie 0 150 0 135

Psychologie 0 130 0 135

Rechtswissenschaft 170 330

Social Sciences 0 130 0 130

Tiermedizin 0 200 0 200 0 185 0 185 0 185

Umweltmanagement 0 130 0 115

Wirtschaftswissenschaften 0 500 0 470

Zahnmedizin 34 29 29 29 29 29 29 29 29 29

6. Technische Hochschule Mittelhessen

Architektur 40 50 40 40 40 40

Bauingenieurwesen 100 130 100 120

Betriebswirtschaft 85 180 85 160 105 120

Biomedizinische Technik 0 70 0 70 0 45

Biotechnologie/Biopharmazeutische 
Technologie 0 70 0 80 0 130

Energiesysteme 30 70 30 70 30 15

Facility Management 0 65 0 65 0 40

KrankenhausTechnikManagement 0 70 0 70 0 20

Logistik 0 85 0 85 0 80

Maschinenbau (Studienort Friedberg) 70 90 70 90 75 65

Maschinenbau (Studienort Gießen) 50 130 50 130 50 30

Mechatronik 30 50 30 50 35 20

Medieninformatik 0 70 0 70 0 50

Umwelt-, Hygiene- und 
Sicherheitsingenieurwesen 0 70 0 70 0 55

Wirtschaftsinformatik 0 80 0 80 0 65

Wirtschaftsingenieurwesen 65 130 65 130 60 100

Wirtschaftsmathematik 0 80 0 90

7. Universität Kassel

Architektur 0 115 0 120 0 120

Bauingenieurwesen 0 200

Biologie  0 70 0 70 0 70

Germanistik (Hauptfach) 0 120 0 120

Geschichte (Hauptfach) 0 75 0 75

Kunstwissenschaft (Hauptfach) 0 75 0 75

Landschaftsplanung/Landschafts-
architektur                     0 70 0 75
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Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

Nanostrukturwissenschaft 0 40 0 40 0 40

Philosophie (Hauptfach) 0 75 0 60

Politikwissenschaft (Hauptfach) 0 90 0 105 0 120

Psychologie                                            0 80 0 80 0 60

Soziale Arbeit                                         0 320 0 270 0 300

Soziologie 0 115 0 125 0 135

Stadtplanung/Regionalplanung 0 60 0 78

Umweltingenieurwesen 0 80 0 80

Wirtschaftsingenieurwesen 0 130 0 130 0 135

Wirtschaftspädagogik 0 130 0 130 0 190

Wirtschaftsrecht                                0 100 0 95 0 95

Wirtschaftsromanistik/Spanisch 0 45 0 45 0

Wirtschaftswissenschaften 0 300 0 285 0 315

8. Philipps-Universität Marburg

Betriebswirtschaftslehre 70 145 55 115 45 100

Biologie 0 139 0 139

Deutsche Sprache und Literatur 0 130

Erziehungs- und Bildungswissenschaft 0 88

Humanbiologie (Biomedical Science) 0 70 0

Kunst, Musik, Medien: Organisation 
und Vermittlung            0 65

Medienwissenschaft 0 80

Medizin 0 273 0 264 0 233 0 228 0 228

Medizin 
(nur vorklinischer Studienabschnitt) 0 152 0 132

Pharmazie 105 125 85 125 79 79 79 79

Politikwissenschaft 0 135

Psychologie 0 161 0 161

Rechtswissenschaft 150

Sozialwissenschaften 0 160

Sprache und Kommunikation 0 105

Volkswirtschaftslehre 35 65 20 30 10 25

Zahnmedizin 35 33 33 33 33 33 33 33 33 33

9. Hochschule RheinMain Wiesbaden/Rüsselsheim

Architektur                                                  35 55 35 55 35 55

Berufsintegrierter Studiengang 
Elektrotechnik                 0 30

Berufsintegrierter Studiengang 
Maschinenbau                   0 30

Business Administration 80 80 80 80 80 80

Business Law                                80 80 80 80 80 80 80 80

Insurance and Finance 80 80 80 80 80 80 80 80

International Business Administration 50 50 50 50 50 50 50 50

Internationales Wirtschaftsingenieur-
wesen                     0 60 0 60 0 60 0

Maschinenbau 45 90 45 90 45 90 45

Media Management 50 50 50 50 50 50

Medieninformatik 0 50 0 50 0 50

Soziale Arbeit (Onlinestudiengang) 35 0 35

Soziale Arbeit (Präsenzstudiengang) 75 75 75

Umwelttechnik 50 50 50 50
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B. Studiengänge mit Abschluss Erste Staatsprüfung für ein Lehramt

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8

1. Justus-Liebig-Universität Gießen

Arbeitslehre für das Lehramt an Hauptschulen 
und Realschulen 0 35 0 35

Biologie für das Lehramt an Gymnasien 0 70 0 70

Biologie für das Lehramt an Hauptschulen
und Realschulen 0 145

Chemie für das Lehramt an Gymnasien 0 40 0 40

Chemie für das Lehramt an Hauptschulen und 
Realschulen 0 30 0 30

Deutsch für das Lehramt an Gymnasien 0 165 0 155

Deutsch für das Lehramt an Hauptschulen und 
Realschulen                    0 125 0 110

Ethik für das Lehramt an Hauptschulen und
Realschulen 0 70

Politik und Wirtschaft für das Lehramt an 
Gymnasien 0 120 0 60

Politik und Wirtschaft für das Lehramt an 
Hauptschulen und Realschulen 0 30 0 20

Studiengang für das Lehramt an Förderschulen 0 140 0 140

Studiengang für das Lehramt an 
Grundschulen 0 115 0 115

Studiengang für das Lehramt an Grundschulen 
mit dem Unterrichtsfach „Islamische 
Religion/Ethik mit dem Schwerpunkt Islam“ 0 30 0 30

2. Universität Kassel

Arbeitslehre für das Lehramt an Hauptschulen 
und Realschulen 0 60 0 60 0 65

Biologie für das Lehramt an Gymnasien 0 45 0 45 0 45

Biologie für das Lehramt an Hauptschulen 
und Realschulen                   0 45 0 45 0 45

Chemie für das Lehramt an Gymnasien 0 50 0 50

Chemie für das Lehramt an Haupt- und 
Realschulen 0 50 0 50

Deutsch für das Lehramt an Gymnasien 0 80 0 80 0 80

Deutsch für das Lehramt an Hauptschulen 
und Realschulen                    0 80 0 80 0 80

Evangelische Religion für das Lehramt 
an Gymnasien                         0 55 0 50 0 50

Evangelische Religion für das Lehramt 
an Hauptschulen und Realschulen      0 50 0 50 0 50

Geschichte für das Lehramt an Gymnasien 0 45 0 45 0 45

Geschichte für das Lehramt an Hauptschulen 
und Realschulen                 0 20 0 20 0 20

Katholische Religion für das Lehramt an 
Gymnasien 0 45

Katholische Religion für das Lehramt an 
Hauptschulen und Realschulen       0 45

Mathematik für das Lehramt an Gymnasien 0 75 0 75 0 75

Mathematik für das Lehramt an Hauptschulen 
und Realschulen                 0 75 0 75 0 75

Philosophie für das Lehramt an Gymnasien 0 60 0 60 0 60

Politik und Wirtschaft für das Lehramt an 
Gymnasien 0 65 0 65 0 65
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Politik und Wirtschaft für das Lehramt an 
Hauptschulen und Realschulen     0 45 0 45 0 45

Studiengang für das Lehramt an 
Grundschulen 0 140 0 140 0 140

3. Philipps-Universität Marburg

Biologie für das Lehramt an Gymnasien 0

Chemie für das Lehramt an Gymnasien 0

Deutsch für das Lehramt an Gymnasien 0

Englisch für das Lehramt an Gymnasien 0

Erdkunde für das Lehramt an Gymnasien 0

Ethik für das Lehramt an Gymnasien 0

Evangelische Religion für das Lehramt 
an Gymnasien                        20

Französisch für das Lehramt an Gymnasien 0

Geschichte für das Lehramt an Gymnasien 30

Griechisch für das Lehramt an Gymnasien 10

Informatik für das Lehramt an Gymnasien 10

Italienisch für das Lehramt an Gymnasien 0

Katholische Religion für das Lehramt 
an Gymnasien                          10

Latein für das Lehramt an Gymnasien 25

Mathematik für das Lehramt an Gymnasien 20

Philosophie für das Lehramt an Gymnasien 0

Physik für das Lehramt an Gymnasien 15

Politik und Wirtschaft für das Lehramt 
an Gymnasien                        0

Spanisch für das Lehramt an Gymnasien 0

Sport für das Lehramt an Gymnasien 0

C. Studiengänge mit Abschluss Master

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4

1. Fachhochschule Frankfurt am Main

Forschung in der sozialen Arbeit 0

Leadership 0

Produktion und Automobiltechnik 0

Strategisches Informationsmanagement 0

Verhandeln und Gestalten von Verträgen 0

Wirtschaftsingenieurwesen 0

2. Hochschule Fulda

Food Processing 10

Intercultural Communication and European Studies 0

Internationales Management 35

Psychosoziale Beratung und Therapie 0

Public Health                                                                                      0

Public Health Nutrition                                                                            0

Soziale Arbeit (Onlinestudiengang)                                                                30

Supply Chain Management                                                                            0

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4 5 6 7 8
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§ 2

(1) In den in § 1 aufgeführten Studien-
gängen werden Bewerberinnen und Be-
werber

1. in das erste Fachsemester nach Maß-
gabe der Vergabeverordnung Hessen
vom 22. Juni 2011 (GVBl. I S. 329), ge-
ändert durch Verordnung vom 27. De-
zember 2012 (GVBl. S. 27), oder der
Vergabeverordnung Stiftung für Hoch-
schulzulassung vom 20. Mai 2008
(GVBl. I S. 706), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 21. Mai 2012
(GVBl. S. 149),

2. in höhere Fachsemester nach Maßga-
be der Vergabeverordnung Hessen

zugelassen und von der Hochschule auf-
genommen.

(2) Für die weiteren Studiengänge an
den jeweiligen Hochschulen des Landes
Hessen, die in § 1 nicht genannt sind, be-
stehen keine Zulassungsbeschränkungen.
Studienorganisatorische Maßnahmen, die
einen Studienbeginn nur zu einem Win-
tersemester oder nur zu einem Sommer-
semester vorsehen, bleiben unberührt.

§ 3

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft; sie tritt mit Ab-
lauf des 30. September 2013 außer Kraft.

3. Justus-Liebig-Universität Gießen

Bioinformatik und Systembiologie 0 30

Biologie 0 90

Biomechanik – Motorik – Bewegungsanalyse 15 15

Ernährungswissenschaften                                                                          10 50

Klinische Sportphysiologie und Sporttherapie 0 30

Psychologie                                                                                        0 80

4. Philipps-Universität Marburg

Biodiversity and Conversation 10

Erziehungs- und Bildungswissenschaft 0

Medien und kulturelle Praxis: Geschichte, Ästhetik, Theorie 0

Molecular and Cellular Biology 0

5. Hochschule RheinMain Wiesbaden/Rüsselsheim

Media and Design Management                              0 30 0 30

Hochschule/Studiengang Fachsemester

1 2 3 4

Wiesbaden, den 27. Dezember 2012

D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n
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